
(2) Es ist Aufgabe der Landesregierung, durch Planung die 
Wirtschaft sinnvoll zu lenken, um sie den Bedürfnissen des Vol— 
kes anzupassen. 

Artikel 57 

(1) Das Eigentum wird von der Verfassung gewährleistet. Sein 
fnhalt und seine Schranken ergeben sich aus den Gesetzen 
(2) Den Bauern wird das Eigentum an Grund und Boden gex 
währleistet, das sie auf Grund des Gesetzes über die Boden- 
reform vom 10. September 1945 erhalten haben. 

Artikel 58 

Das Land und die Selbstverwaltungskörper können im Inter- 
esse der Befriedigung des Güterbedarfs an der Verwaltung wirt- 
schaftlicher Unternehmungen beteiligt werden oder ihren Ein— 
fluß auf andere Weise sicheIsteIIen 

Artikel 59 

Die Veräußerung von Grundbesitz und Produktionsstätten, die 
sich im Eigentum der öffentlichen Hand befinden, bedarf der 
Zustimmung der zuständigen Volksvertretung (Landtag, Kreis» 
tag, Gemeindevertretung]. Diese Zustimmung kann nur mit 
zwei Dritteln der gesetzlichen Mitglieder erteilt werden. 

Artikel 60 

Die enteigneten Betriebe der aktiven Nationalsozialisten und 
Kriegsverbrecher sind Landeseigene Betriebe, soweit der Land- 
tag nicht etwas anderes beschließt. 

Artikel 61 

Die Landeseigenen Betriebe werden nach Wirtschaftszweigen 
zusammengefafit. Ihre Verwaltung steht unter unmittelbarer 
Kontrolle des zuständigen Ministers. 

Artikel 62 

Die Präsidenten der Landesbank und der Landesversicherungs- 
anstalt werden von der Landesregierung nach vorheriger Zu— 
stimmung des Landtages ernannt. 
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Anlage 26 

Verfassung (des Landes) der Mark Brandenburg vom 6, Februar 
1947 in der Fassung des Gesetzes 7mm 9.]unua1 1948 
(Auszug) 

G. Wirtschaft 

Artikel 49 

(1) Die Ordnung des Wirtschaftsleben muß den Grundsätzen 
der sozialen Gerechtigkeit entsprechen. In diesen Grenzen ist 

die wirtschaftliche Freiheit des einzelnen zu sichern. Die pri- 
vate Initiative der Gewerbetreibenden und Bauern ist zu för- 
dern. Die Freiheit von Handel und Gewerbe ist nach Maßgabe 
der Gesetze zu gewährleisten 
(2) Die Wirtschaft ist unter Berücksichtigung der Wirtschafts- 
einheit Deutschlands nach den Erfordernissen des Landes plan— 
voll zu lenken; sie hat den Bedürfnissen des Volkes zu dienen. 

Artikel 50 

(1) Das Eigentum wird durch die Verfassung gewährleistet. In— 
halt und Schranken des Eigentums ergeben sich aus den Ge- 
setzen. 

(2) Eine Enteignung kann nur zum Wohle der Allgemeinheit 
und nur auf gesetzlicher Grundlage vorgenommen werden. Sie 
erfolgt gegen angemessene Entschädigung, soweit ein Gesetz 
nichts anderes bestimmt. 
(3) Das auf Grund der Verordnung über die Bodenreform vom 
6. September 1945 erworbene Eigentum an Grund und Boden 
wird durch die Verfassung gewährleistet. 

Artikel 51 

Die Mark Brandenburg, ihre Gemeinden und ihre Kreise kön- 
nen im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit wirtschaftliche Unter— 
nehmen errichten, bestehende erwerben oder sich daran betei- 
ligen, wenn diese Maßnahmen dem Wohle der Mark Branden— 
burg oder ihrer Bewohner dienen. Über die Beteiligung von 
Mitgliedern des Landtages an der Verwaltung solcher Unter- 
nehmen beschließt der Landtag. 

Artikel 52 

Der Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen, Grund- 
stücken oder anderen Vermögenswerten durch die Mark Bran— 
denburg bedürfen der Zustimmung des Landtags. Bei Veräuße- 
rungen ist Zwei—DritteI-Mehrheit erforderlich. 
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Anlage 27 

BEfEhl der SMAD N1. 201 
Richtlinien zur Anwendung der Direktiven Nr. 24 und Nr. 38 
des Kontrollrats über die Entnuzifizierung 
Vom 16. August 1947 
In der sowjetischen Besatzungszone wurde vom Augenblick der 
bedingungslosen Kapitulation Deutschlands an eine große Ar- 
beit geleistet zur Säuberung der öffentlichen Behörden, staatli— 
chen und wichtigen Privatuntemehmen von ehemaligen aktiven 
Faschisten, Militaristen und Kriegsverbrechen: und zur Ersek— 
zung'dieser Personen durch Menschen, die fähig sind, bei der 
demokratischen Umgestaltung in Deutschland im Interesse des 
deutschen Volkes behilflich zu sein. 
Durch die Bodenreform wurde der Landbesitz der Junker und 
der Faschisten und Kriegsverbrecher in die Hände der Bauern 
übergeben. Kredit— und Bankeimichtungen sowie Privatbetriebc 
ehemaliger aktiver Faschisten und Militaristen gingen in das 
Eigentum des Volkes über. Somit wurde in der sowjetischen Be- 
satzungszone die Grundlage des Faschismus, des Militarismus 
und der Reaktion ernsthaft erschüttert. 
Unter diesen Umständen ist es unbedingt erforderlich, entspre- 
chend den Bestimmungen der vierten Sitzung der Außenmini— 
ster in Moskau, einen Unterschied zu machen zwischen ehema- 
ligen aktiven Faschisten, Militaristen und Personen, die wirk- 
lich an Kriegsverbrechen und Verbrechen anderer Art, die von 
den Hitleristeu begangen wurden, schuldig sind, einerseits, und 
den nominellen, nicht aktiven Faschisten, die wirklich fähig 
sind, mit der faschistischen Ideologie zu. brechen und zusam- 
men mit den demokratischen Schichten des deutschen Volkes an 
den allgemeinen Bemühungen zur Wiederherstellung eines fried- 
lichen demokratischen Deutschlands teilzunehmen, andererseits, 
eine allgemeine gerichtliche Belangung sämtlicher ehemaligen 
nominellen, nicht aktiven Mitglieder der Nazipartei würde nur 
der Sache des demokratischen Aufbaus Deutschlands schaden 
und dazu beitragen, da3 die Positionen der Überbleibsel der 
faschistischen, militaristischen Reaktion gefestigt werden. 
Auf Grund des Punktes 5, Teil 1, der Direktive Nr. 38 des Kon- 
trollrats und den Wünschen der antifaschistischen demokrati-
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